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426. Bundesgesetz: 8. Pensionsgesetz-Novelle; 6. Nebengebührenzulagengesetz-Novelle; Bundesforste-
Dienstordnungsnovelle 1985
(NR: GP XVI RV 667 AB 717 S. 105. BR: AB 3017 S. 467.)

4 2 6 . Bundesgesetz vom 26. September 1985,
mit dem das Pensionsgesetz 1965, das Neben-
gebührenzulagengesetz und die Bundesforste-
Dienstordnung geändert werden (8. Pensions-
gesetz-Novelle; 6. Nebengebührenzulagenge-
setz-Novelle; Bundesforste-Dienstordnungsno-

velle 1985)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Pensionsgesetz 1965, BGBl. Nr. 340, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 200/1969,
226/1970, 216/1972, 320/1973, 393/1974, des
Artikels XXI des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 280/
1978, der Bundesgesetze BGBl. Nr. 104/1979,
558/1980, des Artikels I des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 406/1984 und des Artikels VI des Bun-
desgesetzes BGBl. Nr. 548/1984 wird wie folgt
geändert:

1. § 1 Abs. 3 und 4 lautet:

„(3) Hinterbliebene sind der überlebende Ehe-
gatte, die Kinder und der frühere Ehegatte des ver-
storbenen Beamten.

(4) Überlebender Ehegatte (Witwe, Witwer) ist,
wer im Zeitpunkt des Todes des Beamten mit die-
sem verheiratet gewesen ist."

2. § 1 Abs. 6 lautet:

„(6) Früherer Ehegatte (frühere Ehefrau, frühe-
rer Ehemann) ist, wessen Ehe mit dem Beamten für
nichtig erklärt, aufgehoben oder geschieden wor-
den ist."

3. § 5 Abs. 4 zweiter Satz lautet:

„Das gleiche gilt, wenn bei einem Richter, bei
einem Berufsoffizier oder bei einem Beamten, der
nach § 11 des Wehrgesetzes 1978, BGBl. Nr. 150,
zur Ausübung einer Unteroffiziersfunktion heran-
gezogen worden ist, aus disziplinarrechtlichen
Gründen, bei einem Richter auch wegen einer auf
„nicht entsprechend" lautenden Gesamtbeurteilung
ein Teil der ruhegenußfähigen Bundesdienstzeit für

die Vorrückung, die Zeitvorrückung oder das
Erreichen der Dienstalterszulage nicht wirksam
ist."

4. § 9 Abs. 1 lautet:

„(1) Ist der Beamte ohne sein vorsätzliches Ver-
schulden zu einem zumutbaren Erwerb unfähig
geworden, so hat ihm seine oberste Dienstbehörde
aus Anlaß der Versetzung in den Ruhestand den
Zeitraum, der für die Erlangung des Ruhegenusses
im Ausmaß der Ruhegenußbemessungsgrundlage
erforderlich ist, höchstens jedoch zehn Jahre, zu
seiner ruhegenußfähigen Bundesdienstzeit zuzu-
rechnen."

5. § 9 Abs. 2 entfällt. Die Abs. 3 bis 6 werden als
Abs. 2 bis 5 bezeichnet.

6. Im § 9 Abs. 2 wird die Zitierung „Abs. 1 oder
2" durch die Zitierung „Abs. 1" ersetzt, in den
Abs. 3 bis 5 tritt an die Stelle der Zitierung „Abs. 1
bis 3" die Zitierung „Abs. 1 und 2".

7. Im § 13 Abs. 1 wird die Wortfolge „Dem
Beamten, der sich im dauernden Ruhestand befin-
det," durch die Wortfolge „Dem Beamten, dessen
Ruhestand voraussichtlich dauernd ist," ersetzt.

8. Die Überschrift des Unterabschnittes A des
Abschnittes III, die Überschrift des § 14 und der
§ 14 lauten:

„VERSORGUNGSBEZUG DES ÜBERLEBEN-
DEN EHEGATTEN

Anspruch auf Witwen- und Witwerversorgungs-
genuß

§ 14. (1) Dem überlebenden Ehegatten eines
Beamten gebührt ein monatlicher Versorgungsge-
nuß, wenn der Beamte am Sterbetag Anspruch auf
Ruhegenuß gehabt hat oder im Fall der mit Ablauf
dieses Tages erfolgten Versetzung in den Ruhe-
stand gehabt hätte.

(2) Der überlebende Ehegatte hat keinen
Anspruch auf Versorgungsgenuß, wenn er am Ster-
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betag des Beamten das 35. Lebensjahr noch nicht
vollendet hat. Dies gilt nicht, wenn

1. der Beamte an den Folgen eines Dienstunfal-
les oder einer Berufskrankheit gestorben ist,

2. die Ehe mindestens zehn Jahre gedauert hat,
3. aus der Ehe ein Kind hervorgegangen ist oder

hervorgeht,
4. durch die Eheschließung ein Kind legitimiert

worden ist oder
5. am Sterbetag des Beamten dem Haushalt des

überlebenden Ehegatten ein anderes als in der
2 3 oder 4 genanntes Kind des verstorbenen
Beamten angehört, das Anspruch auf Waisen-
versorgungsgenuß hat.

(3) Der überlebende Ehegatte hat ferner keinen
Anspruch auf Versorgungsgenuß, wenn die Ehe
erst während des Ruhestandes des Beamten
geschlossen worden ist. Dies gilt nicht, wenn

1. die Ehe mindestens drei Jahre gedauert und
der Altersunterschied der Ehegatten nicht
mehr als 20 Jahre betragen hat oder die Ehe
mindestens fünf Jahre gedauert und der
Altersunterschied der Ehegatten nicht mehr
als 25 Jahre betragen hat oder die Ehe minde-
stens zehn Jahre gedauert und der Altersun-
terschied der Ehegatten mehr als 25 Jahre
betragen hat,

2. der Beamte nach der Eheschließung wieder in
den Dienststand aufgenommen worden ist,

3. aus der Ehe ein Kind hervorgegangen ist oder
hervorgeht,

4. durch die Eheschließung ein Kind legitimiert
worden ist oder

5. am Sterbetag des Beamten dem Haushalt des
überlebenden Ehegatten ein anderes als in der
Z 3 oder 4 genanntes Kind des verstorbenen
Beamten angehört, das Anspruch auf Waisen-
versorgungsgenuß hat.

(4) Hat sich der Beamte mit seinem früheren
Ehegatten wieder verehelicht, so sind bei der
Berechnung der Ehedauer die einzelnen Ehezeiten
zusammenzuzählen.

(5) Der Versorgungsgenuß und die nach diesem
Bundesgesetz gebührenden Zulagen bilden zusam-
men den Versorgungsbezug."

9. Die Überschrift des § 15 und der § 15 Abs. 1
lauten:

„Ausmaß des Witwen- und des Witwerversor-
gungsgenusses

§ 15. (1) Der Witwen- und Witwerversorgungs-
genuß betragen 60 vH des Ruhegenusses, der der
ruhegenußfähigen Gesamtdienstzeit des Beamten
und der von ihm im Zeitpunkt seines Ausscheidens
aus dem Dienststand erreichten besoldungsrechtli-
chen Stellung entspricht, mindestens aber 42 vH
der Ruhegenußbemessungsgrundlage nach § 4
Abs. 2. Die Bestimmungen des § 5 Abs. 2 und 3 gel-
ten sinngemäß."

10. Im § 16 Abs. 1 wird die Zitierung „§ 14
Abs. 2 lit. b oder Abs. 3" durch die Zitierung „§ 14
Abs. 2 oder 3" ersetzt.

11. § 17 Abs. 1 letzter Satz lautet:

„Ein Stiefkind hat nur dann Anspruch auf Waisen-
versorgungsgenuß, wenn es am Sterbetag des
Beamten bei der Bemessung der Haushaltszulage
zu berücksichtigen gewesen ist."

12. § 17 Abs. 4 entfällt. Die Abs. 5 bis 8 werden
als Abs. 4 bis 7 bezeichnet.

13. § 17 Abs. 5 lit. c lautet:
„c) die Barbezüge, die Verpflegung, die Abfin-

dung für die Verpflegung, der Familienunter-
halt, die Wohnkostenbeihilfe und die Ent-
schädigung bei Übungen nach dem Heeres-
gebührengesetz 1985, BGBl. Nr. 87, Geldlei-
stungen nach § 3 Abs. 2 des Bundesgesetzes
über die Entsendung von Angehörigen des
Bundesheeres zur Hilfeleistung in das Aus-
land, BGBl. Nr. 233/1965, sowie die Barbe-
züge, der Familienunterhalt und die Wohn-
kostenbeihilfe nach dem Zivildienstgesetz."

14. Die Überschrift des § 19 und der § 19 lauten:

„Versorgungsbezug des früheren Ehegatten

§ 19. (1) Die Bestimmungen über den Versor-
gungsanspruch des überlebenden Ehegatten und
über das Ausmaß der Versorgung des überlebenden
Ehegatten — ausgenommen die Bestimmungen der
§§ 21 Abs. 3 bis 6 und 24 — gelten, soweit im fol-
genden nichts anderes bestimmt ist, sinngemäß für
den früheren Ehegatten des verstorbenen Beamten,
wenn dieser zur Zeit seines Todes auf Grund eines
gerichtlichen Urteiles, eines gerichtlichen Verglei-
ches oder einer vor der Auflösung oder Nichtiger-
klärung der Ehe schriftlich eingegangenen Ver-
pflichtung für den Lebensunterhalt seines früheren
Ehegatten aufzukommen oder dazu beizutragen
hatte.

(2) Der Versorgungsgenuß gebührt dem frühe-
ren Ehegatten nur auf Antrag. Er fällt, wenn der
Antrag binnen drei Monaten nach dem Tod des
Beamten gestellt wird, mit dem auf den Sterbetag
folgenden Monatsersten an. In allen übrigen Fällen
gebührt der Versorgungsgenuß von dem der Ein-
bringung des Antrages folgenden Monatsersten an;
wird der Antrag an einem Monatsersten gestellt, so
gebührt der Versorgungsgenuß von diesem Tag an.

(3) Hat der frühere Ehegatte gegen den verstor-
benen Beamten nur einen befristeten Anspruch auf
Unterhaltsleistungen gehabt, so besteht der Versor-
gungsanspruch längstens bis zum Ablauf der Frist.

(4) Der Versorgungsbezug — ausgenommen die
Ergänzungszulage und die Hilflosenzulage — darf
die Unterhaltsleistung nicht übersteigen, auf die der
frühere Ehegatte gegen den verstorbenen Beamten
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an dessen Sterbetag Anspruch gehabt hat. Dies gilt
jedoch nicht, wenn

a) das auf Scheidung lautende Urteil den Aus-
spruch nach § 61 Abs. 3 des Ehegesetzes ent-
hält,

b) die Ehe mindestens 15 Jahre gedauert und
c) der frühere Ehegatte im Zeitpunkt des Ein-

trittes der Rechtskraft des Scheidungsurteiles
das 40. Lebensjahr vollendet hat. Diese Vor-
aussetzung entfällt, wenn
1. der frühere Ehegatte seit dem Zeitpunkt

des Eintrittes der Rechtskraft des Schei-
dungsurteiles erwerbsunfähig ist oder

2. aus der geschiedenen Ehe ein Kind her-
vorgegangen oder durch diese Ehe ein
Kind legitimiert worden ist oder die Ehe-
gatten gemeinsam ein Wahlkind ange-
nommen haben und das Kind am Sterbe-
tag des Beamten dem Haushalt des frühe-
ren Ehegatten angehört und Anspruch auf
Waisenversorgungsgenuß hat; das Erfor-
dernis der Haushaltszugehörigkeit entfällt
bei nachgeborenen Kindern.

(5) Der Versorgungsgenuß des überlebenden
Ehegatten und der Versorgungsgenuß des früheren
Ehegatten dürfen zusammen 120 vH des Ruhege-
nusses nicht übersteigen, auf den der verstorbene
Beamte Anspruch gehabt hätte. Der Versorgungs-
genuß des früheren Ehegatten ist erforderlichen-
falls entsprechend zu kürzen. Versorgungsgenüsse
mehrerer früherer Ehegatten sind im gleichen Ver-
hältnis zu kürzen. Ist kein anspruchsberechtigter
überlebender Ehegatte vorhanden, dann ist der
Versorgungsgenuß des früheren Ehegatten so zu
bemessen, als ob es nach dem Beamten einen
anspruchsberechtigten überlebenden Ehegatten
gäbe.

(6) Eine Erhöhung der Unterhaltsleistungen im
letzten Jahr vor dem Sterbetag des Beamten ist nur
beachtlich, wenn sie entweder in einem rechtskräf-
tigen Urteil ausgesprochen oder schriftlich verein-
bart worden ist und wenn sie ihren Grund in einer
Steigerung der Leistungsfähigkeit des Beamten
oder in einer Steigerung der Bedürfnisse des frühe-
ren Ehegatten gehabt hat.

(7) Unterhaltsleistungen, die die Erben des ver-
storbenen Beamten auf Grund gesetzlicher Ver-
pflichtungen dem früheren Ehegatten erbringen,
sind auf den Versorgungsbezug des früheren Ehe-
gatten anzurechnen.

(8) Erlischt der Anspruch des überlebenden Ehe-
gatten oder eines früheren Ehegatten auf Versor-
gungsgenuß, so ändert sich dadurch der Versor-
gungsbezug eines allenfalls noch verbleibenden frü-
heren Ehegatten nicht:"

15. Im § 20 Abs. 2 (letzter Satz), 4 und 6 wird die
Zitierung „§ 9 Abs. 1 oder 2" durch die Zitierung
„§ 9 Abs. 1" ersetzt, im Abs. 3 tritt an die Stelle der
Zitierung „§ 9 Abs. 3" die Zitierung „§ 9 Abs. 2".

16. Die Überschrift des § 21 lautet:

„Verlust des Anspruches auf Versorgungsgenuß,
Abfindung des überlebenden Ehegatten bei Wieder-
verehelichung, Wiederaufleben des Versorgungsan-

spruches des überlebenden Ehegatten"

17. Im § 21 Abs. 1 entfällt die lit. a. Die lit. b bis
d werden als lit. a bis c bezeichnet.

18. §21 Abs. 2 bis 4 lautet:

„(2) Der Anspruch des überlebenden Ehegatten
und des früheren Ehegatten erlischt außerdem
durch Verehelichung.

(3) Dem überlebenden Ehegatten des Beamten,
der sich wiederverehelicht hat, gebührt eine Abfin-
dung in der Höhe des Siebzigfachen des Versor-
gungsbezuges, auf den er im Zeitpunkt der Schlie-
ßung der neuen Ehe Anspruch gehabt hat. Die
Ergänzungszulage bleibt bei der Bemessung der
Abfindung außer Betracht.

(4) Wird die neue Ehe durch den Tod des Ehe-
gatten, durch Scheidung oder durch Aufhebung
aufgelöst oder wird die neue Ehe für nichtig
erklärt, so lebt beim Zutreffen der sonstigen Vor-
aussetzungen der Versorgungsanspruch aus der
früheren Ehe wieder auf, wenn

a) die Ehe nicht aus dem alleinigen oder über-
wiegenden Verschulden der abfindungsbe-
rechtigten Person geschieden oder aufgeho-
ben worden ist oder

b) bei Nichtigerklärung der Ehe die abfindungs-
berechtigte Person als schuldlos anzusehen
ist."

19. § 21 Abs. 6 lautet:

„(6) Auf den Versorgungsbezug, der wieder auf-
gelebt ist, sind die Einkünfte (§17 Abs. 5 und 6)
anzurechnen, die dem überlebenden Ehegatten auf
Grund der aufgelösten oder für nichtig erklärten
Ehe zufließen. Erhält der überlebende Ehegatte
statt laufender Unterhaltsleistungen eine Kapitalab-
findung, so ist auf den monatlichen Versorgungsbe-
zug ein Zwölftel des Betrages anzurechnen, der
sich bei der Annahme eines jährlichen Ertrages von
4 vH des Abfindungskapitals ergeben würde. Geht
das Abfindungskapital ohne vorsätzliches Verschul-
den des überlebenden Ehegatten unter, so entfällt
die Anrechnung."

20. Im § 22 Abs. 2 wird der Ausdruck „die
Witwe" durch den Ausdruck „den überlebenden
Ehegatten" ersetzt.

21. Die Überschrift des §24 sowie §24 Abs. 1
und 2 lauten:

„Abfertigung des überlebenden Ehegatten und der
Waise

§ 24. (1) Dem überlebenden Ehegatten und der
Waise eines im Dienststand verstorbenen Beamten
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gebührt eine Abfertigung, wenn sie keinen
Anspruch auf Versorgungsgenuß haben.

(2) Der überlebende Ehegatte hat keinen
Anspruch auf Abfertigung, wenn für ihn ein
Anspruch auf Witwen- oder Witwerversorgung aus
einer früheren Ehe wieder auflebt."

22. Im § 24 Abs. 5 erster Satz wird der Ausdruck
„der Witwe" durch den Ausdruck „des überleben-
den Ehegatten", im § 24 Abs. 6 der Ausdruck „die
Witwe" durch den Ausdruck „den überlebenden
Ehegatten" ersetzt.

23. § 25 Abs. 2 erster Satz lautet:

„(2) Dem überlebenden Ehegatten, dessen Haus-
halt ein Kind des Beamten angehört, das nach den
für die Beamten des Dienststandes geltenden Vor-
schriften bei der Bemessung der Haushaltszulage
zu berücksichtigen wäre, gebührt zum Witwen-
oder Witwerversorgungsgenuß die Haushaltszu-
lage, die dem Beamten gebühren würde, wenn er
nicht gestorben wäre."

24. Im § 25 Abs. 4 wird der Ausdruck „die
Witwe" durch den Ausdruck „der überlebende
Ehegatte" ersetzt.

25. Dem § 26 Abs. 1 wird folgender Satz ange-
fügt:

„Das Erfordernis der Antragstellung entfällt, wenn
die Voraussetzungen für den Anspruch auf Ergän-
zungszulage schon beim Anfall des Ruhe- oder
Versorgungsgenusses erfüllt sind."

26. Im § 26 Abs. 2 lit. b und c tritt an die Stelle
der Zitierung „§ 17 Abs. 6 und 7" die Zitierung
„§ 17 Abs. 5 und 6".

27. § 26 Abs. 4 lit. c lautet:
„c) Grund- und Elternrenten nach dem Opfer-

fürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, und
nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz
1957, BGBl. Nr. 152, ein Drittel der Beschä-
digten- und Witwenrenten sowie die Eltern-
renten einschließlich einer allfälligen Zusatz-
rente nach dem Heeresversorgungsgesetz,
BGBl. Nr. 27/1964,"

28. Die bisherige lit. c des § 26 Abs. 4 wird als
lit. d bezeichnet.

29. § 26 Abs. 5 Z 2 lautet:
„2. Die Mindestsätze sind für den Beamten, den

überlebenden Ehegatten, die Halbwaise, die
Vollwaise und den früheren Ehegatten geson-
dert festzusetzen."

30. § 26 Abs. 6 lautet:

„(6) Einem Beamten, der Anspruch auf Ruhege-
nuß hat, gebührt die Ergänzungszulage nicht, wenn
die Einkünfte (§17 Abs. 5 und 6) des Ehegatten
den für den Beamten maßgebenden Mindestsatz
übersteigen. Die Ergänzungszulage gebührt außer-

dem nicht, wenn der Beamte bei der Berechnung
des Mindestsatzes beim Ehegatten zu berücksichti-
gen ist."

31. §26 Abs. 8 lautet:

„(8) Ist zur Entstehung des Anspruches auf
Ergänzungszulage ein Antrag erforderlich, gebührt
die Ergänzungszulage von dem der Einbringung
des Antrages folgenden Monatsersten an; wird der
Antrag an einem Monatsersten gestellt, so gebührt
die Ergänzungszulage von diesem Tag an. Die
Folge der verspäteten Antragstellung kann aus
berücksichtigungswürdigen Gründen mit Zustim-
mung des Bundesministeriums für Finanzen nach-
gesehen werden."

32. § 27 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Hilflosenzulage beträgt monatlich in
der Stufe

I 10 vH,
II 15 vH,

III 20 vH

des für Beamte des Dienststandes vorgesehenen
Gehaltes der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V."

33. § 27 Abs. 3 vorletzter und letzter Satz lautet:

„Der Blindheit ist die praktische Blindheit gleichzu-
halten. Der Anspruch auf Hilflosenzulage der
Stufe III besteht auch, wenn sich der Hilflose in
Pflege einer Krankenanstalt (Heil- und Pflegean-
stalt) oder einer Siechenanstalt befindet und weder
ein Träger der gesetzlichen Sozialversicherung
noch eine Gebietskörperschaft für die Verpflegs-
kosten der allgemeinen Gebührenklasse auf-
kommt."

34. § 27 Abs. 4 lautet:

„(4) Die Hilflosenzulage ruht während des Auf-
enthaltes in einer Krankenanstalt (Heil- und Pfle-
geanstalt) oder Siechenanstalt, wenn ein Träger der
gesetzlichen Sozialversicherung oder eine Gebiets-
körperschaft für die Verpflegskosten der allgemei-
nen Gebührenklasse aufkommt. Das Ruhen dauert
vom Ersten des zweiten Monates, der auf den
Beginn der Anstaltspflege folgt, bis zum Letzten
des Monates, der der Beendigung der Anstalts-
pflege vorausgeht."

35. Im § 27 Abs. 5 letzter Satz entfällt die Wort-
folge „wegen Blindheit oder praktischer Blindheit".

36. § 27 Abs. 6 lautet:

„(6) Sind die Voraussetzungen für den Anspruch
auf Hilflosenzulage schon beim Anfall des Ruhe-
oder Versorgungsgenusses erfüllt, so gebührt die
Hilflosenzulage vom gleichen Zeitpunkt an wie der
Ruhe- oder Versorgungsgenuß, wenn der Antrag
binnen drei Monaten nach dem Anfall des Ruhe-
oder Versorgungsgenusses gestellt wird. In allen
sonstigen Fällen gebührt die Hilflosenzulage von
dem der Einbringung des Antrages folgenden
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Monatsersten an. Im übrigen gelten die Bestim-
mungen des § 26 Abs. 8 sinngemäß."

37. Im § 29 Abs. 4 entfällt der Ausdruck „auf
Antrag".

38. § 29 Abs. 5 letzter Satz lautet:

„Das gleiche gilt für die Gewährung einer Geldaus-
hilfe, die für sich allein oder zusammen mit den im
selben Kalenderjahr gewährten Geldaushilfen die
Hälfte des für Beamte des Dienststandes vorgese-
henen Gehaltes der Gehaltsstufe 2 der Dienst-
klasse V übersteigt."

39. § 35 Abs. 5 lautet:

„(5) Der Anspruchsberechtigte, der seinen
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Aus-
land hat, muß alljährlich bis längstens 1. März eine
amtliche Lebensbestätigung nach dem Stand vom
1. Jänner desselben Jahres und, wenn er die Haus-
haltszulage bezieht, eine amtliche Bestätigung über
seinen Familienstand, der Ruhegenußempfänger
auch den Nachweis über den ungeänderten Besitz
der österreichischen Staatsbürgerschaft der Dienst-
behörde vorlegen. Der überlebende Ehegatte und
der frühere Ehegatte, die ihren Wohnsitz oder
gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland haben, müs-
sen außerdem alljährlich bis zu demselben Zeit-
punkt eine amtliche Bestätigung darüber beibrin-
gen, daß sie nicht wieder geheiratet haben."

40. § 40 a Abs. 1 lautet:

„(1) Bezieht der Beamte oder der überlebende
Ehegatte aus einer gleichzeitig ausgeübten
Erwerbstätigkeit ein Erwerbseinkommen, so ruht
der Ruhe- oder Versorgungsbezug bis zum Betrag
des halben Anfangsgehaltes der Verwendungs-
gruppe E insoweit, als das für den Kalendermonat
gebührende Erwerbseinkommen des Beamten
50 vH, das des überlebenden Ehegatten 75 vH des
Anfangsgehaltes der Verwendungsgruppe E über-
steigt. Das Ruhen tritt überdies höchstens in dem
Ausmaß ein, in dem die Summe aus Ruhe- oder
Versorgungsbezug und Erwerbseinkommen beim
Beamten 100 vH und beim überlebenden Ehegatten
150 vH des Anfangsgehaltes der Verwendungs-
gruppe E übersteigt."

41. Im § 40 a Abs. 2 wird der Ausdruck „der
Witwe" durch den Ausdruck „dem überlebenden
Ehegatten" ersetzt.

42. Im § 40 a Abs. 4 tritt an die Stelle des Aus-
druckes „Witwenversorgungsbezug" der Ausdruck
„Witwen- oder Witwerversorgungsbezug".

43. § 40 a Abs. 6 dritter Satz lautet:

„Ist innerhalb eines Kalenderjahres das Entgelt in
jenen Kalendermonaten, in denen Anspruch auf
Ruhe(Versorgungs)bezug bestanden hat, nicht
gleich hoch oder der Anspruchsberechtigte nicht
ständig beschäftigt gewesen, so ist auf seinen
Antrag, wenn es für ihn günstiger ist, das im

Durchschnitt auf die genannten Kalendermonate
entfallende Entgelt als monatliches Erwerbsein-
kommen anzusehen."

44. Im § 40 a Abs. 7 tritt an die Stelle des Aus-
druckes „(die Witwe)" der Ausdruck „(der überle-
bende Ehegatte)".

45. Im § 46 Abs. 2 letzter Satz wird die Zitierung
„§14 Abs. 2 lit. b" durch die Zitierung „§14
Abs. 2" ersetzt.

46. Im § 46 Abs. 4 wird der Ausdruck „der Ehe-
frau" durch den Ausdruck „dem Ehegatten" und
der Ausdruck „der früheren Ehefrau" durch den
Ausdruck „des früheren Ehegatten" ersetzt.

47. Im § 46 Abs. 6 erster Satz wird der Ausdruck
„Der früheren Ehefrau" durch den Ausdruck
„Dem früheren Ehegatten" ersetzt.

48. Die Überschrift des § 48 und der § 48 lauten:

„Versorgung der Halbwaise bei Abgängigkeit des
überlebenden Ehegatten

§ 48. Auf die Dauer der Abgängigkeit des überle-
benden Ehegatten eines Beamten ist die von ihm
hinterlassene Halbwaise wie eine Vollwaise zu
behandeln."

49. Im § 51 Abs. 4 erster Satz wird der Ausdruck
„Der früheren Ehefrau" durch den Ausdruck
„Dem früheren Ehegatten" ersetzt.

50. § 56 Abs. 2 lit. b lautet:
„b) soweit als Ruhegenußvordienstzeit die Zeit

der Erfüllung einer inländischen Zivil- oder
Wehrdienstpflicht (§ 53 Abs. 2 lit. d) oder die
Zeit eines Karenzurlaubes nach § 15 des
Mutterschutzgesetzes 1979, BGBl. Nr. 221,
angerechnet worden ist,"

51. Die bisherigen lit. b und c des §56 Abs. 2
werden als lit. c und d bezeichnet.

52. Im § 56 Abs. 6 dritter Satz wird der Ausdruck
„der Witwe" durch den Ausdruck „des überleben-
den Ehegatten" ersetzt.

Artikel II

Übergangsbestimmungen

(1) Der Witwer hat nur dann Anspruch auf Wit-
werversorgungsgenuß, wenn seine Ehe nach dem
31. Dezember 1980 durch den Tod des weiblichen
Beamten aufgelöst worden ist. Der frühere Ehe-
mann hat nur dann einen Versorgungsanspruch,
wenn seine Ehe mit dem weiblichen Beamten nach
dem 30. Juni 1978 rechtskräftig geschieden, aufge-
hoben oder für nichtig erklärt worden und der
weibliche Beamte nach dem 30. Juni 1983 gestor-
ben ist.
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(2) Die wiederkehrenden Leistungen, auf die der
Witwer und der frühere Ehemann Anspruch haben,
gebühren

vom 1. März 1985 an zu einem Drittel,

vom 1. Jänner 1989 an zu zwei Dritteln und

vom 1. Jänner 1995 an im vollen Ausmaß.

Ist der Witwer oder der frühere Ehemann erwerbs-
unfähig und bedürftig, so entfällt die Einschrän-
kung.

(3) Die für den Witwer und den früheren Ehe-
mann vorgesehenen wiederkehrenden Leistungen
gebühren in den Fällen, in denen die Anspruchsvor-
aussetzungen nach dem 31. Dezember 1980 bezie-
hungsweise 30. Juni 1983 bis zum Inkrafttreten die-
ses Bundesgesetzes verwirklicht worden sind, nur
auf Antrag. Sie fallen mit dem Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes an, wenn der
Antrag binnen einem Jahr nach dem Inkrafttreten
gestellt wird. In allen übrigen Fällen gebühren sie
von dem der Einbringung des Antrages folgenden
Monatsersten an; wird der Antrag an einem
Monatsersten gestellt, so gebühren sie von diesem
Tag an. Mit der Erlangung des Anspruches auf
Pensionsversorgung nach diesem Bundesgesetz
erlischt ein außerordentlicher Versorgungsgenuß.
Die nach diesem Zeitpunkt allenfalls noch ausge-
zahlten außerordentlichen Versorgungsgenüsse
sind auf die nach diesem Bundesgesetz für die glei-
che Zeit gebührenden Leistungen anzurechnen.

(4) Witwen, früheren Ehefrauen und Waisen, die
bisher infolge der einschränkenden Bestimmungen
der §§14 Abs. 2 lit. a sowie 17 Abs. 1 letzter Satz
und Abs. 4 keinen Anspruch auf Pensionsversor-
gung gehabt haben, gebühren auf Antrag Leistun-
gen nach diesem Bundesgesetz, sofern nicht für sie
auf Grund eines nach § 311 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes geleisteten Überwei-
sungsbetrages ein Anspruch auf Witwenpension
beziehungsweise Waisenpension nach sozialversi-
cherungsrechtlichen Vorschriften entstanden ist.
Bezüglich des Beginnes der Pensionsversorgung,
des Erlöschens und der Anrechnung eines außeror-
dentlichen Versorgungsgenusses gelten die Bestim-
mungen des Abs. 3 sinngemäß. Ist der Witwe oder
der Waise eine Abfertigung geleistet worden, so hat
sie erst dann Anspruch auf Witwen- beziehungs-
weise Waisenversorgungsgenuß, wenn seit dem
Tod des Beamten die Anzahl von Monaten verstri-
chen ist, die dem Vielfachen der Bemessungsgrund-
lage entsprechen, das der Bemessung der Abferti-
gung zugrunde gelegt worden ist.

(5) Die im § 56 Abs. 2 lit. b in der Fassung des
Art. I Z 50 dieses Bundesgesetzes vorgesehene
Befreiung von der Entrichtung eines besonderen
Pensionsbeitrages für die Zeit der Erfüllung einer
inländischen Zivil- oder Wehrdienstpflicht und für
die Zeit eines Karenzurlaubes nach § 15 des Mut-
terschutzgesetzes 1979 gilt nur in den Fällen, in

denen das öffentlich-rechtliche Dienstverhältnis
zum Bund nach dem 28. Februar 1985 begründet
wird.

Artikel III

Das Nebengebührenzulagengesetz, BGBl.
Nr. 485/1971, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 22/1973, 10/1975, 687/1976, 668/1977,
des Artikels XVI des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 656/1983 und des Artikels VII des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 548/1984 wird wie folgt geändert:

Im § 7 wird der Ausdruck „die Witwe" durch
den Ausdruck „den überlebenden Ehegatten"
ersetzt.

Artikel IV

Die Bundesforste-Dienstordnung, BGBl.
Nr. 201/1969, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 549/1984, wird wie folgt geän-
dert:

1. § 57 Abs. 1 lautet:

„(1) Dieser Abschnitt regelt die Ansprüche der
Bediensteten, ihrer überlebenden Ehegatten und
Waisen auf zusätzliche Leistungen zu den Pensio-
nen aus der gesetzlichen Pensionsversicherung."

2. § 59 Abs. 1 lautet:

„(1) Nach Maßgabe der Bestimmungen der
§§ 60 bis 64 a gebühren folgende Leistungen:

a) Zuschüsse zu den Pensionen aus der gesetzli-
chen Pensionsversicherung für den Bedien-
steten, den überlebenden Ehegatten und die
Waisen;

b) Todesfallbeitrag, Bestattungskostenbeitrag
und Pflegekostenbeitrag;

c) Sonderzahlungen;
d) Abfindung für den wiederverehelichten über-

lebenden Ehegatten."

3. § 60 Abs. 2 lautet:

„(2) Dem überlebenden Ehegatten eines Bedien-
steten, dessen Anwartschaft auf Leistungen nach
diesem Abschnitt nicht erloschen ist, gebührt ein
Zuschuß, wenn er im Sinne der für Bundesbeamte
geltenden pensionsrechtlichen Vorschriften versor-
gungsberechtigt ist."

4. § 61 Abs. 1 und 2 lautet:

„§61. (1) Der Zuschuß für den Bediensteten
gebührt in der Höhe jenes Betrages, um den die
Pension aus der gesetzlichen Pensionsversicherung
abzüglich eines allfälligen Ruhensbetrages und
zuzüglich allfälliger Kinderzuschüsse hinter dem
nach § 62 ermittelten Vergleichsruhegenuß zuzüg-
lich einer allfälligen Haushaltszulage, einer allfälli-
gen nach § 62 a ermittelten Nebengebührenzulage
zum Vergleichsruhegenuß und einer allfälligen
Teuerungszulage zurückbleibt.
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(2) Der Zuschuß für den überlebenden Ehegat-
ten gebührt in der Höhe jenes Betrages, um den die
Pension aus der gesetzlichen Pensionsversicherung
abzüglich eines allfälligen Ruhensbetrages hinter
dem nach § 62 ermittelten Vergleichsversorgungs-
genuß zuzüglich einer allfälligen Haushaltszulage,
einer allfälligen nach § 62 a ermittelten Nebenge-
bührenzulage zum Vergleichsversorgungsgenuß
und einer allfälligen Teuerungszulage zurück-
bleibt."

5. Dem § 61 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Pensionsleistungen aus der gesetzlichen
Pensionsversicherung auf Grund einer freiwilligen
Höherversicherung bleiben bei der Berechnung der
Zuschüsse nach Abs. 1 bis 3 außer Betracht."

6. Die Überschrift des § 64 a und der § 64 a lau-
ten:

„Abfindung für den wiederverehelichten überleben-
den Ehegatten, Wiederaufleben des Versorgungsan-

spruches

§ 64 a. Die für überlebende Ehegatten nach Bun-
desbeamten geltenden gesetzlichen Bestimmungen
über die Abfindung bei Wiederverehelichung und

das Wiederaufleben des Versorgungsanspruches
sind sinngemäß anzuwenden."

Artikel V

Art. II Abs. 1 bis 3 ist auf den dem Witwer nach
einer Bediensteten der Österreichischen Bundesfor-
ste gebührenden Zuschuß, Art. II Abs. 4 auf den
der Witwe und den Waisen nach Bediensteten der
Österreichischen Bundesforste gebührenden
Zuschuß sinngemäß anzuwenden.

Artikel VI

Inkrafttreten und Vollziehung

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. März 1985 in
Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung, in Angelegenheiten
jedoch, die nur den Wirkungsbereich eines Bundes-
ministers betreffen, dieser Bundesminister betraut.

Kirchschläger

Sinowatz
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